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Keine fristlose Kiindigung einer Hotelpachterin wegen Ver-
mietung zur voriibergehenden Unterbringung Gefliichteter

Anmerkung

Zu dieser Entscheidung gibt es eine Pressemitteilung des OLG (www.olg-frankfurt.justiz.hes-
sen.de).

Ein Rechtsmittel ist nicht bekannt geworden.

Verfahrensgang

vorgehend LG GieRRen, 17. April 2024, 9 O 22/24, Urteil

Tenor
Auf die Berufung der Beklagten wird das am 17.04.2024 verkindete Urteil
des Landgerichts GieBen, Az.: 9 O 22/24, abgeandert.
Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des Rechtstreits fallen der Klagerin zur Last.
Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar. Die Klagerin kann die Vollstreckung
durch Sicherheitsleistung in H6he von 110 % des aufgrund des Urteils voll-
streckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstre-
ckung Sicherheit in H6he von 110 % des zu vollstreckenden Betrages leistet.
Die Revision wird nicht zugelassen.

Grinde

Die Klagerin ist Mitglied der Eigentimergemeinschaft A-StralRe ... in Stadtl. Sie vermie-
tete durch schriftlichen sogenannten Mietvertrag vom 22.02.2016 (Anl. K1, BI. 10 ff. d.
eA-LG) in ihrem Sondereigentum stehende Raumlichkeiten zum Betrieb des ,Hotel B“,
bestehend aus 29 Gastzimmern, einem Frihsticksraum, einem Tagungsraum, einer Lob-
by und diversen Lager-, Abstell- und Kellerrdumen. Nach § 10 Ziff. 1 des Vertrages darf
die Mietsache nur zum vereinbarten Nutzungszweck gebraucht werden und nach § 10
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Ziff. 2 des Vertrages nicht Dritten zum Gebrauch Uberlassen werden; Abweichungen
hiervon bedurfen der Einwilligung der Vermieterin. Die monatliche Gegenleistung des
durch eine Mehrzahl von Rechtsstreitigkeiten mitgepragten Vertragsverhaltnisses (...)
betrug zuletzt 6.500,00 € netto zzgl. MwSt. und einer Betriebskostenvorauszahlung.

Das Jugendamt der Stadtl - Abteilung sozialer Dienst - fragte erstmals durch E-Mail vom
26.09.2022 nach der Méglichkeit einer ad hoc-Buchung fur 16 Zimmer (Anl. B6, Bl. 101
eA) an. AnschlieBend wurden 20 Zimmer flr zwei Tage gebucht (Bl. 102 eA). Nach dem
Inhalt des E-Mail-Verkehrs (Anlagen zum Schriftsatz der Beklagten vom 17.02.2025, BI.
97 ff. eA) und den bespielhaft vorgelegten Rechnungen (ebd.) wurden fur die nachfol-
genden Zeitraume Zimmer/Betten flir in der Obhut des Jugendamtes der Stadtl ste-
hende Jugendliche gebucht: mindestens fir die Zeit vom 01.12.2023 bis 15.01.2023

26 Zimmer fur 45 Tage (R-Nr. ...6, Anl. B8, Bl. 109 f. d.A.), verlangert in der Folgezeit
bis 16.02.2023 (E-Mail v. 26.01.2023, Anl. B7, BI. 105 f. eA.), sodann bis 31.03.2023 (E-
Mail v. 27.01.2023, Anl. B8, Bl. 109 f. eA) und mindestens ab Mitte April bis 31.05.2023
(E-Mail v. 17.04.2023, Anl. B7, Bl. 106 eA). Ferner berechnete die Beklagte der Stadtl
die Nutzung von jeweils 15 Zimmern fur jeweils 30 Tage in der Zeit vom 21.06.2023
bis 21.07.2027 (R-Nr. ...8 v. 21.06.2023, Anl. B9, Bl. 112 d.A.) und in der Zeit vom
01.01.2024 bis 01.02.2024 (R-Nr. ...4 v. 19.12.2023, Anl. B10, Bl. 114 d.A.).

Die Klagerin kiindigte das Vertragsverhaltnis nach Abmahnung (Schreiben vom
02.11.2023, Anl. K6, BI. 39f. eA-LG) mit Schreiben vom 06.12.2023 (Anl. K9, BI. 49 eA-
LG) auBerordentlich fristlos wegen aus ihrer Sicht vertragswidriger Unterbringung un-
begleiteter minderjahriger Flichtlinge und verlangt mit der Klage Raumung und Her-
ausgabe sowie die Erstattung vorgerichtlicher Anwaltskosten. Dem ist die Beklagte mit
dem Argument entgegengetreten, durch die Vermietung von Zimmern an die Stadtl
habe das Vertragsobjekt nicht seinen Charakter als Hotel verloren. Wegen des weite-
ren Vorbringens der Parteien wird auf den Inhalt der Schrift-satze des Klagervertreters
vom 19.01.2024 (BI. 1 d. eA-LG) nebst Anlagen, 21.03.2024 (BI. 129 ff. d. eA-LG) und
16.04.2024 (BIl. 151 ff. d. eA-LG) sowie der Beklagtenvertreterin vom 22.02.2024 (BI. 89
ff. d. eA.) Bezug genommen. Im Ubrigen wird wegen der weiteren Einzelheiten des Sach-
und Streitstands auf den Tatbestand des angefochtenen Urteils Bezug genommen (§ 540
Abs. 1S.1Nr.1ZPO).

Erganzend ist auszuflhren, dass die Klagerin zu einem friheren Zeitpunkt, dem
19.11.2020, eine fristlose Kindigung ausgesprochen hatte (Anl. K 11, Bl. 50 eA-LG), was
zu einem Raumungsstreit vor dem Landgericht Stadtl, Az. ..., und dem Berufungsverfah-
ren ... flhrte. Dem lag der Streit zugrunde, ob Zimmer auch fir Prostituierte zur VerfQ-
gung gestellt worden seien und ob die Mieterseite dies gewusst habe. Die Berufung wur-
de nach durchgefihrter Beweisaufnahme vor dem Senat zuriickgenommen.

Die Klagerin hat zuletzt beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, das von ihr innegehabte Hotel (Hotel B) in
Stadtl, A-StraRe ..., bestehend aus 29 Gastzimmern, 1 Frihstlcksraum und
Tagungsraum, 1 Lobby, 3 Wohnraumen, 1 Aufenthaltsraum, 1 Hobbyraum
(Akademie), 1 Waschlager, 1 Heizungsraum und 2 Kellerrdumen gerdumt
und mit allen Schlusseln versehen an die Klagerin herauszugeben;
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2. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagerin vorgerichtliche Rechtsanwalts-
kosten in Hohe von 2.438,67 € nebst Zinsen in Héhe von 5 %-Punkten Uber
dem Basiszinssatz seit Rechtshangigkeit zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt,
die Klage abzuweisen.

Das Landgericht hat durch das am 17.04.2024 verkindete (Protokoll vom 17.04.2024,
Bl. 161 d. eA-LG), der Beklagten am 16.05.2024 (BI. 178 d. eA-LG) zugestellte Urteil (BI.
163 ff. d. eA-LG.) die Beklagte antragsgemals zur Rd&umung und Herausgabe des ,inne-
gehabten Hotels” bestehend u.a. aus 29 Gastzimmern und weiteren im Einzelnen be-
schriebenen Raumen unter Gewahrung einer Raumungsfrist bis zum 31.03.2025 verur-
teilt und einen wichtigen Grund zur Kiindigung bejaht.

Da die Vermietung von Raumlichkeiten eines Hotelbetriebes an eine &ffentlich-rechtliche
Gebietskdrperschaft zum Zweck der Unterbringung minderjahriger unbegleiteter Asylsu-
chender einen anderen Nutzungszweck darstelle - unter Berufung auf Landgericht Darm-
stadt, Urt. v. 14.10.2016, Az.: 1 O 226/16, Beck RS 2016, 114558, Rn. 16 - habe die Be-
klagte gegen die Regelung in § 1 Ziff. 1 i.V.m. § 10 Ziff.1 des Vertrages verstoRen, weil
die minderjahrigen unbegleiteten Asylsuchenden sich nicht freiwillig auf Grundlage ei-
nes privatrechtlich mit der Beklagten geschlossenen Beherbergungsvertrags in dem Ho-
tel aufhielten, sondern vielmehr einem 6ffentlich-rechtlichen Rahmen, im Sinne der Un-
terbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft unterstiinden, was sich von einer Beher-
bergung erwachsener Gaste erheblich unterscheide; dies werde bereits dadurch deut-
lich, dass ein Sicherheitsdienst vor Ort sei. Weil die Uberlassung einer erheblichen An-
zahl an Hotelzimmern an unbegleitete minderjahrige Flichtlinge auf andere potentiel-

le Hotelgaste abschreckend wirke, habe ein normaler Hotelbetrieb nicht auf Dauer auf-
rechterhalten werden kdnnen, den die Beklagte im Jahre 2023 eingestellt habe. Die Be-
klagte habe diese Pflichtverletzung grob fahrlassig zu vertreten. Einer Abmahnung habe
es vorliegend nicht bedurft.

Hiergegen richtet sich die am 14.06.2024 (BI. 3 d. eA) eingelegte und nach Verlangerung
der Begriindungsfrist (Bl. 11a d. eA) am 16.08.2024 (BI. 31 d. eA) begriindete Berufung,
mit der die Beklagte ihr erstinstanzliches Ziel der Abweisung der Klage weiterverfolgt.
Sie rugt unzutreffende Feststellungen und falsche Rechtsanwendung. Die Sachverhalts-
schilderung im Tatbestand sei verkdirzt. Sie habe lediglich eine variierende und zeitlich
begrenzte Anzahl von einzelnen Hotelzimmern an die Stadtl vermietet, die in den Zim-
mern unbegleitete minderjahrige Fllichtlinge untergebracht habe. Dies sei der Vermiete-
rin bereits seit Dezember 2022, spatestens Ende Marz 2023 bekannt gewesen. Das Hotel
sei nicht von Internet-Buchungsplattformen entfernt worden. Es sei seit ca. September
2023 als ausgebucht vermerkt. Buchungen der Stadtl seien ab Beginn des Jahres 2024
nicht mehr erfolgt.

Sie vertieft ihre Rechtsauffassung. Die zitierte Entscheidung des Landgerichts Darmstadt
sei nicht reprasentativ. Wesentlich sei, dass nur Zimmer vermietet worden seien. Weder
sei der Stadtl das gesamte Hotel zur Nutzung zur Verfligung gestellt worden noch habe
die Beklagte anderweitige Dienstleistungen erbracht. Das Hotel sei keine Aufnahmeein-
richtung oder Anschlusseinrichtung/Gemeinschaftsunterkunft gewesen. Die Stadtl habe
Jugendliche im Hotel als sogenannte dezentrale Unterbringungsmaglichkeit einquartiert.
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Diese hatten dort GUbernachtet. Auf diese wesentlichen Unterschiede und Aspekte gehe
das erstinstanzliche Gericht nicht ein. Das Landgericht Darmstadt habe in seiner heran-
gezogenen Entscheidung festgestellt, dass ein Mietvertrag mit dem Vertragszweck ,,Be-
trieb als Hotel" auch eine Uberlassung von Zimmerkontingenten an Dauermieter oder et-
wa die wochenweise Vermietung von Zimmern an Auszubildende umfasse.

Die Beklagte habe den Hotelbetrieb nicht eingestellt. Dies kdnne auch nicht aus dem im
Tatbestand erwdhnten, aber lediglich befristeten Vermerk ,,ausgebucht” auf Hotelbu-
chungsplattformen geschlossen werden. Die Annahme, die Uberlassung von Hotelzim-
mern an unbegleitete minderjahrige Geflichtete wirke abschreckend, liege neben der
Sache. Normale Hotelgaste seien auf die Anwesenheit von Jugendlichen hingewiesen
worden, genauso wie in Fallen, in denen eine Schulklasse im Hotel untergebracht worden
sei.

SchlieBlich setze sich das Landgericht nicht mit der unstreitigen Tatsache auseinander,
dass die Klagerseite bereits im Dezember 2022 Kenntnis von der Vermietung von Zim-
mern an die Stadtl erhalten habe. Sie habe das Verhalten der Beklagten bis zur Ab-
mahnung im November 2023 rund zehn Monate lang toleriert. Dieser Umstand lasse ein
Uberwiegendes Interesse der Vermieterin an einer vorzeitigen Beendigung des Mietver-
haltnisses bis zum reguldren Ende des Verlangerungszeitraums, dem 31.10.2026, entfal-
len.

Die Beklagte und Berufungsklagerin beantragt - sinngemaR -,

das am 23.04.2020 verkiindete Urteil des Landgerichts GieRen, Az. 9 O
22/24, abzuandern und die Klage abzuweisen.

Die Klagerin und Berufungsbeklagte beantragt,
die Berufung zurtckzuweisen.
Die Klagerin verteidigt die erstinstanzliche Entscheidung.

Der Fall sei mit dem vom Landgericht Darmstadt entschiedenen Fall vergleichbar. Das
Hotel werde - was nach der klagerischen Replik unbestritten geblieben sei - faktisch nur
noch zur Unterbringung von Gefllchteten genutzt. Es habe Dritten nicht mehr zur Verfi-
gung gestanden. Testgaste seien abgewiesen oder abgeschreckt worden. Das Hotel ha-
be zu diesen Zeitpunkten mehr einer Gemeinschaftsunterkunft fir Geflichtete als einem
Hotel geglichen. Auf den Plattformen sei das Hotel der Beklagten stets und nicht ledig-
lich zeitweilig als ,ausgebucht” beschrieben worden.

Die Uberlassung von Zimmerkontingenten an die Stadt1 zur Unterbringung von unbe-
gleiteten minderjahrigen Fliichtlingen sei nicht ansatzweise mit der Vermietung von Zim-
merkontingenten an sich freiwillig vor Ort befindliche Dauergaste oder die wochenweise
Vermietung von Zimmern an Auszubildende vergleichbar.

Wegen des weiteren Parteivorbringens im zweiten Rechtszug wird auf den Inhalt der
Schriftsatze der Beklagtenvertreterin vom 16.08.2024 (BI. 25 d. eA) und 17.02.2025 (BI.
97 eA) und der Klagervertreter vom 08.10.2024 (BI. 62 d. eA) Bezug genommen.
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Die Berufung ist zuldssig, insbesondere form- und fristgerecht erhoben und ebenso be-
grindet worden (8§ 511, 517, 519 f. ZPO).

Sie hat auch in der Sache Erfolg.

1. Vorliegend ist entgegen der Bezeichnung im Vertrag von einem Pachtverhaltnis aus-
zugehen (§ 581 Abs. 1 BGB). Zwar ist die schriftliche Vereinbarung zwischen den Par-
teien als Mietvertrag Uberschrieben worden. Dies hindert jedoch nicht, die Vereinba-
rung der Parteien gemal’ §§ 133, 157 BGB als Pachtvertrag auszulegen, weil die zum Ge-
brauch Uberlassenen Raume des Hotels der Beklagten als die eigentliche Quelle ihrer Er-
trage dienen sollten und der Betrieb des Hotels die Haupterwerbsquelle der Beklagten
darstellte. Die durch die Vermietung von Hotelzimmern sowie die durch die mit Beher-
bergung von Hotelgasten einhergehenden Serviceleistungen und die hierfur verdienten
Einnahmen sind hier als die ,Frucht der Pachtsache” anzusehen.

2. Das Pachtverhaltnis ist nicht durch die fristlose Kindigung der Kldgerin vom
06.12.2023 beendet worden.

a) Ein fristloser Grund zur Kindigung ergibt sich zunachst nicht aus dem Sondertatbe-
stand des § 581 Abs. 2 i.V.m. § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BGB. Danach liegt ein wichtiger
Grund zur Kandigung insbesondere vor, wenn der Mieter die Rechte des Vermieters da-
durch in erheblichem Male verletzt, dass er die Mietsache durch Vernachlassigung der
ihm obliegenden Sorgfalt erheblich gefahrdet oder sie unbefugt einem Dritten Uberlasst.

Insofern leidet das angefochtene Urteil an einem Begriindungsmangel, weil das Landge-
richt nicht zwischen der Zumutbarkeit und der Abwagung der beiderseitigen Interessen
im Sinne des §§ 581 Abs. 2 i.V.m. 543 Abs. 1 S. 2 BGB und der Erfullung eines der Son-
dertatbestande des § 543 Abs. 2 Nr. 1-3 BGB, hier in Gestalt der Pflichtverletzung des
Pachters nach Abs. 2 S. 1 Nr. 2 1. und 2. Alt. BGB differenziert. Diese Differenzierung ist
jedoch erforderlich, weil bei Vorliegen der Tatbestande des § 543 Abs. 2 BGB eine Kiin-
digung aus wichtigem Grund mdglich ist, ohne dass die in § 543 Abs. 1 BGB genannten
Voraussetzungen, wie etwa die Unzumutbarkeit der Vertragsfortsetzung, zusatzlich er-
fullt sein mussen (vgl. BGH, Urteil vom 29. April 2009 - VIII ZR 142/08 -, Rn. 16, juris; Lut-
zenkirchen/Selk in: Erman, BGB, 17. Aufl. 2023, § 543 Rn. 2).

Eine Pflichtverletzung nach § 581 Abs. 2 i.V.m. § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 2. Alt. BGB i.V.m.

§ 10 Ziff. 2 des Pachtvertrages durch die unbefugte Uberlassung des Gebrauchs der
Pachtsache an einen Dritten liegt nicht vor. Nach dem Inhalt des Pachtvertrages war die
Uberlassung der im Sondereigentum der Klagerin stehenden Raumlichkeiten an die Be-
klagte zum Betrieb eines Hotels und damit die Uberlassung an weitere Personen von
vornherein im Vertrag vorgesehen. Diesem Betriebsbegriff ist immanent der Abschluss
weiterer Miet-, Beherbergungs- oder sonstiger Nutzungsvertrage mit Dritten. Davon noch
umfasst ist auch die Uberlassung von Zimmerkontingenten in Hotels z.B. an Firmen, die
dort Mitarbeiter unterbringen. Auch in solchen Fallen kann es dazu kommen, dass fak-
tisch ein ganzes Hotel durch ein und denselben Mieter belegt wird, und handelt es sich
oftmals um langerfristige Aufenthalte (Baustellen, Messen usw.). Damit ist der Abschluss
weiterer Miet-, Beherbergungs- oder sonstige Nutzungsvertrage mit Dritten nach dem
Inhalt des Mietvertrages zwischen den Parteien nicht ,unbefugt”. Einer nach § 10 ziff. 2
des Pachtvertrages erforderlichen Genehmigung bedurfte es nicht.
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Die Grenze zur unzulassigen Gebrauchsuberlassung an Dritte ware allenfalls dann Gber-
schritten gewesen, wenn die Stadtl das gesamte Gebaude Ubernommen und zu einem
Flichtlingsheim umgestaltet hatte. In Abgrenzung zu einer Nutzung zu Wohnzwecken
liegt eine Nutzung als Heim aber erst dann vor, wenn die Unterkunft in einer fUr eine
Vielzahl von Menschen bestimmten Einrichtung erfolgt, deren Bestand von den jeweili-
gen Bewohnern unabhangig ist, und in der eine heimtypische Organisationsstruktur an
die Stelle der Eigengestaltung der Haushaltsfiihrung und des hauslichen Wirkungskrei-
ses tritt (vgl. BGH, Urteil vom 27. Oktober 2017 - V ZR 193/16 -, BGHZ 216, 333-347, Rn.
19). Fiir eine Ubernahme des gesamten Hotels durch die Stadtl und die Errichtung einer
solchen heimtypischen Organisationsstruktur liefert weder der Tatbestand des landge-
richtlichen Urteils Anhaltspunkte, noch hat das Landgericht hierzu sonstige Feststellun-
gen getroffen.

Vielmehr Uberliel§ die Beklagte der Stadtl gerade nicht das gesamte Hotel gegen Ent-
gelt, sondern durch gesonderte Mietvertrage fir bestimmte Zeitrdume lediglich jeweils
eine bestimmte Anzahl von Zimmern.

Die Stadtl buchte nach dem von der Beklagten im Termin vom 21.02.2025 als exem-
plarisch bezeichneten und im Schriftsatz vom 17.02.2025 (BI. 96 ff. eA) vorgelegten E-
Mail-Verkehr und den beispielhaft vorlegten Rechnungen zumindest fir die Zeit vom
01.12.2023 bis zum 15.01.2023 fur 45 Tage 26 Zimmer (R-Nr.: ...6 v. 17.11.2022., Anl.
B9, BI. 109 f. eA) und verladngerte das Kontingent bis 16.02.2023 (E-Mail des Jugend-
amtes v. 26.01.2023, Anl. B7, BIl. 105 eA), weiter bis 31.03.2023 (E-Mail des Jugendam-
tes v. 27.01.2023, Anl. B7, Bl. 105 f. eA) und bis 31.05.2023 (E-Mail des Jugendamtes v.
17.04.2023, Anl. B7, Bl. 106 eA). Die Beklagte stellte der Stadtl die Nutzung von 15 Zim-
mern fir 31 Tage in der Zeit vom 21.06.2023 bis 21.07.2027 ((R-Nr. ...8 v. 21.06.2023,
Anl. B9, Bl. 112 f. eA.) und vom 01.01.2024 bis 01.02.2024, R-Nr. ...4 v. 19.12.2023, B
10, Bl. 114 f. eA) in Rechnung.

Dieser neue Berufungsvortrag der Beklagten ist ohne die Beschrankungen von § 531
Abs. 2 ZPO nach § 529 Abs. 1 Nr. 2 ZPO zulassig, weil er unbestritten geblieben ist.

Die Gebrauchsuberlassung der Beklagten an die Stadtl zur Unterbringung unbegleite-
ter minderjahriger Geflichteter wird auch nicht dadurch zu einer unbefugten Gebrauchs-
Uberlassung, weil die Kldgerin mit dem zur tatsachlichen Nutzung tberlassenen Perso-
nenkreis nicht einverstanden ist und sie hieraus eine Pflichtverletzung der Beklagten ab-
leitet, auch wenn die Klagerin die in § 10 Abs. 2 des Pachtvertrages erforderliche Geneh-
migung nicht erteilt hat.

b) Auch eine Pflichtverletzung nach § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 1. Alt. BGB liegt nicht vor.

Eine entsprechende Gefahrdung der Mietsache (Vernachlassigung) durch unbegleite-
te minderjahrige Gefllichtete hat das Landgericht nicht erkannt. Der Tatbestand enthalt
auch insoweit keine Feststellungen. Auch die Berufung liefert fir eine Vernachlassigung
keine Anhaltspunkte.

Die im Einzelnen nicht naher begrindete Vermutung, die Anwesenheit von unbegleiteten
minderjahrigen Gefllichteten nebst Sicherheitspersonal dirfte auf potentielle Hotelgaste
abschreckend wirken, gefahrdet nicht den Bestand der Mietsache. Sie kénnte allenfalls
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zu einer Reduzierung des Kundenkreises der Beklagten fuhren. Dies betrifft die Interes-
sen der Klagerin nicht.

¢) SchlieBlich kommt eine Kiindigung aus wichtigem Grund auch nicht im Hinblick auf die
Uberschreitung des Vertragszwecks wegen einer Pflichtverletzung gemaR § 543 Abs. 1

S. 2 BGB in Betracht. Danach liegt ein wichtiger Grund zur fristlosen Kiindigung vor,
wenn dem Kiindigenden unter Berlcksichtigung aller Umstande des Einzelfalls, insbe-
sondere eines Verschuldens der Vertragsparteien, und unter Abwagung der beiderseiti-
gen Interessen die Fortsetzung des Mietverhaltnisses bis zum Ablauf der Kiindigungsfrist
oder bis zur sonstigen Beendigung des Mietverhaltnisses nicht zugemutet werden kann.

Eine Uberschreitung des Nutzungszwecks in § 1 Ziff. 1 des Vertrages (Betrieb eines Ho-
tels) liegt in der zeitweiligen Vermietung an die Stadtl zum Zwecke der Unterbringung
minderjahriger unbegleiteter Gefllchteter nicht.

Nach dem Inhalt des Vertrages wurden die darin spezifizierten Rdumlichkeiten zum Be-
trieb eines ,Hotels” verpachtet. Eine weitergehende Definition der Nutzungsart enthalt
der Vertrag nicht.

Ein Hotelbetrieb ist durch das Angebot von individueller Unterkunft, Service, Verpflegung
und Nebenleistungen gekennzeichnet. Dabei gibt es Abstufungen von einem Youth Hos-
tel mit Mehrbettzimmern oder Hotel Garni ohne Speisenangebot Uber Komforthotels bis
hin zu Luxusunterkinften mit von dem Hotel- und Gaststattenverband vergebenen Aus-
stattungskategorien bis zu 5 Sternen.

Damit fiele eine Jugendherberge, eine Kaserne oder ein Flichtlingsheim im engeren Sin-
ne zwar nicht mehr unter den vertraglichen Begriff (ebenso Bub/Treier, Handtuch der
Geschafts- und Wohnraummiete 5. Aufl. 2019, Kap. Ill Rn. 2465 unter Hinweis auf OLG
Hamm, Urt. vom 10.09.1991 - 7 U 63/91-, NJW 1992, S. 916).

Wie bereits oben ausgeflihrt haben jedoch weder die Beklagte noch die Stadt das Hotel
in diesem Sinne umgestaltet, da die Stadt weder das gesamte Gebaude Ubernommen
noch dort eine heimtypische Organisationsstruktur eingefuhrt hat. Damit unterscheidet
sich der hier zu beurteilende Sachverhalt nicht nur von der Konstellation, welche der vor-
zitierten Entscheidung des OLG Hamm zu Grunde lag. Dort hatte der Pachter eines Ho-
tels nebst Gaststatte einen Mietvertrag Uber das gesamte Gebaude mit der Stadt abge-
schlossen, die dort ein Asylbewerberheim betreiben wollte (vgl. OLG Hamm, Urteil vom
10. September 1991 - 7 U 63/91 -, Rn. 5, 8, juris). Er weicht auch maflgeblich von dem
Sachverhalt ab, welcher der seitens des Landgerichts zitierten Entscheidung des Landge-
richts Darmstadt vom 14.10.2016 zu Grunde lag. Denn mit der dortigen Kommune war
nach dem Tatbestand jener Entscheidung nicht nur ein langfristiges Belegungsrecht ver-
einbart worden, das Uber die Mietzeit des Mietvertrages hinausging, sondern waren auch
ein Sicherheitsdienst und zahlreiche padagogische Fachkrafte vor Ort eingesetzt, um die
Minderjahrigen zu betreuen (LG Darmstadt, Urteil vom 14. Oktober 2016 - 1 O 226/16 -,
Rn. 3, juris), was der oben erwahnten heimtypischen Organisationsstruktur nahekommt.
Vorliegend ergibt sich dagegen aus der ad-hoc-Anfrage, dass lediglich ein Bett flr einen
Betreuer angefragt wurde.

Keine entscheidenden Kriterien flr die Bewertung als Hotelbetrieb sind die Aufenthalts-
dauer der Gaste, der Zweck des Aufenthalts und die Motive, aus denen Hotelzimmer
gemietet werden, solange die Zimmer in Ublicher Weise genutzt werden. Mit dieser Ar-
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gumentation hat auch das OLG Minchen in einem vergleichbaren Fall, in welchem der
Pachter einer Gaststatte mit Zimmervermietung beabsichtigte, Zimmer zur Uberlassung
an Asylbewerber an eine Behorde zu vermieten, hierin keine Uberschreitung des Ver-
tragszwecks gesehen (vgl. OLG Munchen, Urteil vom 6. Oktober 1995 - 21 U 6746/94 -,
Rn. 23, juris). Soweit bereits in dieser 30 Jahre alten Entscheidung darauf verwiesen wur-
de, dass Pensionen, kleinere Hotels und Gasthéfe nicht selten von den Behérden zur Un-
terbringung von Asylbewerbern (und Aussiedlern) herangezogen wirden (vgl. ebenda),
gilt dies heutzutage noch immer. Eine relevante Abweichung von der unproblematisch
als Hotelnutzung zu qualifizierenden Situation, dass Zimmer z.B. an Bauunternehmen
fur deren Arbeitnehmer vermietet werden, sieht der Senat im Grundsatz ebenso we-

nig wie das OLG Miinchen im dortigen Fall, solange mit der Uberlassung an Asylbewer-
ber/Gefluchtete keine vertragswidrige, UbermaRig starke Abnutzung der Zimmer oder
des Pachtobjekts als solche einhergeht (vgl. ebenda).

Erst recht hat die Klagerin im Hinblick auf den Vertragszweck der Nutzung der Raumlich-
keiten als Hotel keinen Anspruch darauf, dass die Vermietung nur an einen bestimmten
Personenkreis erfolgen darf, solange keine Beeintrachtigungen der Raumlichkeiten vor-
liegen bzw. zu beflurchten sind.

Dafur, dass Geflichtete die Zimmer intensiver und nachlassiger nutzten als dies bei ei-
ner ,normalen” Vermietung an Hotelgaste der Fall ware, sind hier keine Anknlpfungs-
tatsachen vorgetragen, unter Beweis gestellt oder vom Landgericht festgestellt worden.
Es besteht auch kein dahingehender Erfahrungssatz (so ausdriicklich das OLG Mulnchen,
a.a.0., Rn. 23). Auch in dieser Hinsicht unterscheidet sich der vorliegende Fall von dem-
jenigen, welcher der oben bereits zitierten Entscheidung des OLG Hamm zu Grunde lag.
Soweit dieses die dort streitgegenstandliche Uberlassung der gepachteten Gaststatte an
die Stadt zur Unterbringung von Asylbewerbern als vertragswidrig ansah, beruhte dies
maRgeblich darauf, dass die dortige Verpachterin kraft eines NieBbrauchsrechts im sel-
ben Objekt wohnte und dieses NieBbrauchsrecht nach den gerichtlichen Feststellungen
wegen Fakaliengestanks, Larms, Schimmels, u.d. konkret beeintrachtigt war. Vergleich-
bare Beeintrachtigungen sind im vorliegenden Fall gerade nicht ersichtlich.

Die Sichtweise des Senats, wonach sich die Vermietung von Zimmerkontingenten an ei-
ne Kommune zum Zwecke der voribergehenden Unterbringung Gefllichteter in der Re-
gel im Rahmen des pachtvertraglich vereinbarten Nutzungszwecks eines Hotelbetriebes
halt, solange hiermit keine GbermaRige Abnutzung oder sonstige Beeintrachtigungen fur
den Verpachter verbunden sind, die Uber die Uibliche Nutzung durch Hotelgaste hinaus-
gehen, steht schliel8lich auch im Einklang mit der obergerichtlichen Rechtsprechung zu
der Frage, unter welchen Bedingungen eine derartige Vermietung einer Eigentumswoh-
nung innerhalb einer Wohnungseigentimergemeinschaft an eine Kommune sich noch
im Rahmen der in der Teilungserklarung vereinbarten Nutzung ,.zu Wohnzwecken” be-
wegt. Zutreffend haben insoweit sowohl das Oberste Bayerische Landesgericht als auch
das Oberlandesgericht Stuttgart darauf abgestellt, ob mit der Unterbringung von Asylbe-
werbern in den Raumen deren intensivere als Ubliche Nutzung verbunden ist, und sehen
daher ein Bewohnen durch eine gefliichtete Familie, das keine andere oder intensivere
Nutzung mit sich bringt als die normale Vermietung (vgl. Bayerisches Oberstes Landes-
gericht, Beschluss vom 28. November 1991 - BReg 2 Z 133/91 -, Rn. 24, juris) bzw. einen
Wohngebrauch, wie er unter Berlcksichtigung der Beschaffenheit und Grolse der Woh-
nungen noch im Rahmen des Ublichen liegt (vgl. OLG Stuttgart, Beschluss vom 13. Au-
gust 1992 - 8 W 219/92 -, Rn. 30, juris), als zuldssig an. Auf die hier vorliegende Proble-
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matik lasst sich diese Rechtsprechung insofern Gibertragen, als es auch bei der Nutzung
einer Immobilie als Hotel um die Zurverfigungstellung von Rdumen an Dritte zu Wohn-
zwecken geht.

d) Dass das Landgericht keine Feststellungen zur Abwagung der beiderseitigen Inter-
essen der Parteien nach § 543 Abs. 1 S. 2 BGB getroffen hat, ist fur die gebotene Aban-
derung nicht erheblich, weil die teilweise und zeitweilige Uberlassung von Zimmern an
die Stadtl zur voribergehenden Unterbringung minderjahriger Geflliichteter schon keine
Vertragsverletzung darstellt.

e) Nach alledem ist die Klagerin nicht zur fristlosen Kiindigung berechtigt.

3. Mangels berechtigter Kiindigung teilt der geltend gemachte Anspruch auf Erstattung
der Rechtsverfolgungskosten aus dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes das Schick-
sal der Hauptforderung.

4., Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO, da die Klagerin mit ihrem Begehren unter-
legen ist.

Der Ausspruch zur vorlaufigen Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 10 S. 2, 711S. 1
und S. 2 ZPO.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil der Rechtsstreit keine grundsatzliche Bedeutung
hat und weder die Fortbildung des Rechts noch die Sicherung einer einheitlichen Recht-
sprechung eine Entscheidung des Revisionsgerichts erfordert (§ 543 Abs. 2 ZPO).

- Seite 9 von 9 -



	Anmerkung
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

